
 

Spezifische Förderrichtlinie für Leistungen 
der Wiener Flüchtlingshilfe 

 
Wirksamkeit 1.5.2022 

 

1. Gegenstand 
 
Die Förderrichtlinien stellen verbindliche Krite- 
rien für die Inanspruchnahme von Fördermit- 
teln des Fonds Soziales Wien (FSW) und für 
die Anerkennung von Einrichtungen durch den 
FSW dar. 

 
Die Spezifische Förderrichtlinie für Leistungen 
der Wiener Flüchtlingshilfe ergänzt die Allge- 
meinen Förderrichtlinien des FSW. 

 
Gefördert werden Leistungen auf Grundlage 
der Vereinbarung zwischen dem Bund und den 
Ländern gemäß Art. 15a B-VG über gemein- 
same Maßnahmen zur vorübergehenden 
Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürf- 
tige Fremde (AsylwerberInnen, Asylberech- 
tigte, Vertriebene und andere aus rechtlichen 
oder faktischen Gründen nicht abschiebbare 
Menschen) in Österreich (Grundversorgungs- 
vereinbarung) sowie auf Grundlage des Wiener 
Grundversorgungsgesetzes (WGVG) idgF und 
dieser Förderrichtlinie. 

 
Ziel dieser Förderrichtlinie ist: 

 
a) die Gewährung der Grundversorgung 

für hilfs- und schutzbedürftige Fremde 
unter Bedachtnahme auf das Wohl der 
KundInnen, 

 
b) die umgehende Zurverfügungstellung 

eines adäquaten Wohnplatzes oder 
die finanzielle Förderung einer geeig- 
neten individuellen Unterkunft, 

 
c) die gesetzlich vorgeschriebene Ver- 

sorgung in Wien, 
 

d) die Sicherstellung von Fortbildungen 
und Sprachkursen, 

 
sodass eine rasche Stabilisierung der Lebens- 
situation erreicht und die „Integration ab Tag 1“ 
ermöglicht wird. 

 
Förderungen werden bedarfsorientiert er- 
bracht und entsprechen den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Spar- 
samkeit. 

 
2. Definitionen 

 
Im Sinne dieser Förderrichtlinie werden nach- 
stehende Ausdrücke wie folgt definiert: 

 
a) Hilfsbedürftig ist, wer den Lebensbe- 

darf für sich und die mit ihm im gemein- 
samen Haushalt lebenden unterhalts- 
berechtigten Angehörigen nicht oder 
nicht ausreichend aus eigenen Kräften 
und Mitteln beschaffen kann und ihn 
auch nicht oder nicht ausreichend von 
anderen Personen oder Einrichtungen 
erhält. 

 
b) Schutzbedürftig sind 

 
• Fremde iSd WGVG 

 
• Fremde mit einem humanitären Auf- 

enthaltstitel 
 

• Fremde mit einem in Wien ausgestell- 
ten Aufenthaltstitel, sofern dieser - im 
Anschluss an einen humanitärenAuf- 
enthaltstitel - als Einstiegstitel in das 
Regime des Niederlassungs- undAuf- 
enthaltsgesetzes dient, inkl. dessen 
Verlängerungen. 

 
c) „Leistung“: 

 
• Deckung des Wohnbedarfs durch 

eine vom FSW anerkannte Einrich- 
tung 

 
• Verpflegung, Betreuung, erhöhte Be- 

treuung und allgemeine Beratung 
 

• Fortbildungen und Sprachkurse 
 

d) „Förderung“: 
 

• Zuschuss zu den Kosten von Leistungen 
einer anerkannten Einrichtung oder Aus- 
bildungseinrichtung. Der Zuschuss zu den 
gesetzlichen Leistungen erfolgt bis zu 
den Kostenhöchstsätzen gemäß der 
Grundversorgungsvereinbarung. 

 
• Zuerkennung von Direktleistungen 



2 
Spezifische Förderrichtlinie für Leistungen der Wiener Flüchtlingshilfe 

 

e) „Anerkannte Einrichtungen“: Einrichtun- 
gen von AnbieterInnen von Leistungen, 
die gemäß den Allgemeinen und Spezi- 
fischen Förderrichtlinien des FSW aner- 
kannt wurden. 

 
f) „Individuelle Unterkünfte“: Unterkünfte, 

die von geförderten Personen selbst in 
Bestand genommen werden. 

 
3. Anwendungsbereich 

 
Diese Förderrichtlinie gilt für 

 
a) hilfs- und schutzbedürftige Fremde, die 

eine Förderung für eine Leistung nach 
dieser Richtlinie beantragen (im Folgen- 
den Kundin/Kunde) 

 
b) BetreiberInnen von anerkannten Ein- 

richtungen sowie BetreiberInnen von 
Einrichtungen, die einen Antrag auf An- 
erkennung stellen. 

 
 
4. Voraussetzungen und Nach- 

weise für die Gewährung einer 
Förderung 

 
4.1. Voraussetzungen für die Gewährung ei- 

ner Förderung: 
 

a) Hilfs- und Schutzbedürftigkeit 
 

b) Kein ausreichendes Einkommen 
 

c) Kein verwertbares Vermögen 
 

d) Hauptwohnsitz bzw. mangels eines sol- 
chen gewöhnlicher Aufenthalt in Wien 
oder, falls gesetzlich vorgesehen, die 
Zuteilung zum Land Wien durch den 
Bund bzw. die zwischen einem Bundes- 
land und dem FSW im Einvernehmen 
getroffene Übernahmeentscheidung. 

 
Fremde mit einem Aufenthaltsrecht 
nach § 8 AsylG 2005, die aus anderen 
Bundesländern nach Wien ziehen, 
können eine Förderung für einen Wohn- 
platz in einer anerkannten Einrichtung 
erst erhalten, wenn sie bereits sechs 
Monate ihren Hauptwohnsitz in Wien 
haben. Fremde mit einem Aufenthalts- 
recht nach § 3 AsylG 2005, die aus an- 

deren Bundesländern nach Wien zie- 
hen, erhalten keine Förderung für einen 
Wohnplatz in einer anerkannten Ein- 
richtung. 

 
4.2. Antragstellung: 

 
Der Antrag auf Gewährung einer Förderung 
ist beim KundInnenservice des FSW in einer 
der vom FSW vorgegebenen Formen zu stel- 
len. Es ist das Antragsformular des FSW zu 
verwenden, welches vollständig und lesbar 
auszufüllen ist. 

 
Anlässlich der Antragstellung sind folgende 
Unterlagen vorzulegen: 

 
a) Nachweis des Aufenthaltes (z.B. Ver- 

fahrenskarte, Aufenthaltsberechti- 
gungskarte, Karte für subsidiär Schutz- 
berechtigte, Fremdenpass, Bescheid 
über rechtskräftig abgeschlossenes 
Asylverfahren) 

 
b) Geburtsurkunde (falls vorhanden) 

Falls zutreffend: 

c) Für die Kundin/den Kunden ab gege- 
bene Verpflichtungs- oder Haftungser- 
klärung 

 
d) Nachweis der Vertretungsbefugnis 

(z.B. Erwachsenenvertretung, Voll- 
macht) 

 
e) Nachweis über die Höhe des Einkom- 

mens (z.B. Lohn- oder Gehaltszettel, 
Kontoauszug, Nachweis über den Be- 
zug von Arbeitslosengeld, Notstands- 
hilfe, Mindestsicherung, Pflegegeld, 
Krankengeld, Kinderbetreuungsgeld, 
Ehegatten- oder Kindesunterhalt, Haft- 
entlassungsgeld) 

 
f) Nachweis über vorhandenes Vermö- 

gen 
 

g) Heiratsurkunde bzw. Urkunde über 
eingetragene Partnerschaft oder 
Scheidungsdokumente bzw. Doku- 
mente zur Auflösung der eingetrage- 
nen Partnerschaft 
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h) Aktuelles Einkommen der Ehepartne- 
rin/des Ehepartners oder der eingetra- 
genen Partnerin/des eingetragenen 
Partners 

 
Zusätzlich für unbegleitete minderjährige 
Fremde (umF): 

 
i) Nachweis über die Zustimmung der 

obsorgeberechtigten Person oder der 
MA 11 – Wiener Kinder- und Jugend- 
hilfe und allfälliger Obsorgebeschluss 
des Gerichtes 

 
Zusätzlich für Personen mit erhöhtem Be- 
treuungsbedarf: 

 
j) Nachweis des erhöhten Betreuungsbe- 

darfes insbesondere durch fachärztli- 
che Befunde 

 
 
5. Zuerkennung der Förderung 

 
5.1 Über die Gewährung der Förderung 

entscheidet der FSW bei Vorliegen al- 
ler Voraussetzungen auf Grundlage 
der vorgelegten Dokumente sowie ei- 
ner individuellen fachlichen Beurtei- 
lung. An dieser Prüfung hat die Kun- 
din/der Kunde nach Aufforderung 
durch den FSW mitzuwirken. 

 
5.2 Die Förderung besteht in der Gewäh- 

rung von Zuschüssen für Leistungen 
der Wiener Flüchtlingshilfe. 

 
5.3 Die Förderung gesetzlicher Leistun- 

gen ist mit den Kostenhöchstsätzen 
gemäß der Grundversorgungsverein- 
barung unter Berücksichtigung der 
zwischen Bund und Ländern iSd Arti- 
kel 5 Absatz 2 der Grundversorgungs- 
vereinbarung vereinbarten Freibeträge 
gedeckelt. 

 
5.4 Wird die geförderte Leistung zur De- 

ckung des Wohnbedarfs in einer aner- 
kannten Einrichtung in Anspruch ge- 
nommen erfolgt die Auszahlung der 
Förderung in diesem Fall direkt an die 
anerkannte Einrichtung. 

5.5 Die geförderte Leistung zur Deckung 
des Wohnbedarfs in einer individuellen 
Unterkunft erfolgt in Form einer Direkt- 
leistung durch Auszahlung der Förde- 
rung direkt an die Kundin/den Kunden. 

 
5.6 Die Förderung von Sprachkursen und 

Fortbildungen besteht insbesondere 
in der Gewährung von Zuschüssen für 
fachspezifische Deutschkurse, wei- 
terführende oder postgraduale Be- 
rufsausbildungen, insbesondere Pfle- 
geberufe, deren Dauer ein Jahr(max. 
2 Semester) nicht übersteigt. Die Aus- 
zahlung der Förderung erfolgt in die- 
sem Fall direkt an die Betreiberin/den 
Betreiber des Kurses bzw. an die Aus- 
bildungseinrichtung. 

 
 
6. Meldungen 

 
Die Kundin/der Kunde ist verpflichtet, dem FSW 
alle für die Förderung maßgeblichen Änderun- 
gen (insbesondere Änderung des Aufenthalts- 
status, des Hauptwohnsitzes oder der finanziel- 
len Situation, Auslandsaufenthalt sowie sons- 
tige Abwesenheiten u.ä.) unverzüglich schrift- 
lich mitzuteilen. 

 
 
7. Beendigung von Subjektförde- 

rungen 
 

7.1 Regelungen zur Beendigung von Sub- 
jektförderungen sind Punkt 5 der Allge- 
meinen Förderrichtlinien zu entneh- 
men. 

 
7.2 Ergänzend zu Punkt 5.5. der Allgemei- 

nen Förderrichtlinien kann eine lau- 
fende Förderung bei Wegfall einer För- 
dervoraussetzung eingeschränkt oder 
eingestellt werden, z.B. wenn Einkom- 
men bzw. Vermögen vorliegt oder 
wenn wiederholt geförderte Leistungs- 
angebote ohne berücksichtigungswür- 
dige Gründe abgelehnt werden. 
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7.3 Bei einem Aufenthalt außerhalb des 
Bundesgebietes stehen grundsätzlich 
keine Leistungen zu. Bei bloß kurzfris- 
tiger Abwesenheit aus dem Bundesge- 
biet kann die Bezahlung der Kranken- 
versicherungsbeiträge weiter erfolgen. 

 

8. Anerkennung von Einrichtun- 
gen 

 
8.1. Mit dem Ansuchen um Anerkennung sind 

insbesondere folgende Unterlagen vor- 
zulegen: 

 
8.1.1. Organisationsstruktur und personelle 

Ausstattung 
 

a) Rechtsform, Sitz der Firma, Geschäfts- 
führung, Vertretung nach außen, Zeich- 
nungsberechtigung 

 
b) Zielsetzung der Organisation 

 
c) Organisationsstruktur 

 
d) Hausordnung 

 
e) Betreuungsvereinbarung 

 
f) Beschreibung der baulichen Vorausset- 

zungen und räumlichen und technischen 
Ausstattung pro Standort 

 
g) Personalkonzept 

 
h) Relevante Kollektivverträge oder Min- 

destlohntarife, gültige Betriebsvereinba- 
rungen 

 
i) EDV-Systeme 

 
8.1.2. Inhaltliches Konzept 

 
a) Ausgangssituation, Problemstellung, Mo- 

tivation 
 

b) Zielgruppendefinition und Ausschlusskri- 
terien 

 
c) Leistungsangebot und Methoden 

 
d) Maßnahmen zum Schutz der Mitarbei- 

terInnen 

e) Interne Kommunikation 
 

f) Zusammenarbeit mit externen Stellen 
 

g) Dokumentation 
 

h) Qualitätsmanagement und -sicherung 
 

i) Behördliche Aufsicht (bei Einrichtungen 
für unbegleitete minderjährige Fremde) 

 
8.1.3. Finanzielle und wirtschaftliche Leis- 

tungsfähigkeit, Rahmenbedingungen 
 

a) Gültige, detaillierte Kalkulation der ge- 
förderten Leistungen für das laufende 
Geschäftsjahr 

 
Eine Kalkulation der jeweiligen geförder- 
ten Leistung ist nur bei Erstanerkennung 
vorzulegen. Bei einer Folgeanerken- 
nung ist die Kalkulation der jeweiligen 
geförderten Leistung entsprechend der 
ergänzenden spezifischen Richtlinieder 
Wiener Flüchtlingshilfe - Tarifkalkulati- 
onsmodell vorzunehmen. 

 
b) Wirtschaftsplan/Budgetvoranschlag 

 
Auf die Vorlage eines Wirtschafts- 
plans/Budgetvoranschlags kann der 
FSW bei vorangegangener Zusammen- 
arbeit, insbesondere bei einer Folgean- 
erkennung, verzichten. 

 
c) Darstellung der Verhältnisse in Bezug 

auf die Verrechnung der Umsatzsteuer 
 

d) Rücklagen und Rückstellungen 
 

e) Letzter Jahresabschluss inkl. Erläute- 
rung und Prüfbericht 

 
f) Darstellung der Eigentumsverhältnisse 

 
8.2. Ausnahmeregelung für Anerkennungen 

im Krisenfall 
 

Im Fall einer großen Fluchtbewegung, 
welche eine kurzfristige Bereitstellung 
von Grundversorgungsleistungen erfor- 
derlich macht, kann eine Anerkennung 
im Krisenfall mit verkürzter Bearbei- 
tungsdauer durchgeführt werden. 
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Die Ausnahmeregelung für Anerken- 
nungsverfahren im Krisenfall ist nur für 
Wohneinrichtungen (organisiertes Woh- 
nen) für Erwachsene, Familien und unbe- 
gleitete minderjährige Fremde möglich. 

 
Die Ausnahmeregelung für Anerken- 
nungsverfahren im Krisenfall ist zulässig, 
wenn: 

 
- der FSW durch das Bundesministe- 

rium für Inneres über einen außerge- 
wöhnlichen Anstieg der Asylanträge 
informiert wird und dieser Anstieg vo- 
raussichtlich länger als zwei Monate 
andauernwird oder die Bundesregie- 
rung im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuss des Nationalrates 
mit Verordnung gem. § 62 AsylG 2005 
idgF Fremden, die anderweitig keinen 
Schutz finden (Vertriebene), ein vo- 
rübergehendes Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet gewährt und 

 
- die zur Verfügung stehenden Betreu- 

ungskapazitäten in Wien für den prog- 
nostizierten Bedarf der nächsten Mo- 
nate nicht ausreichen. 

 
8.2.1. Im Falle eines solchen verkürzten 

An- erkennungsverfahrens im Krisenfall 
sind mit dem Ansuchen insbesondere 
fol- gende Unterlagen vorzulegen: 

 
Organisationsstruktur und personelleAusstat- 

tung 
 

a) Rechtsform, Sitz der Firma, Geschäfts- 
führung, Vertretung nachaußen, Zeich- 
nungsberechtigung 

 
b) Hausordnung 

 
c) Betreuungsvereinbarung 

 
d) Beschreibung der baulichen Vorausset- 

zungen und räumlichenund technischen 
Ausstattung pro Standort inkl. einer Be- 
stätigung der Geschäftsführung, dass die 
Einrichtung als Grundversorgungsein- 
richtung genutzt werden darf. 

 
e) EDV-Systeme 

Inhaltliches Konzept 

f) Kurzkonzept inkl. 

Betreuungsschlüssel 
 

g) Im Falle von Einrichtungen für unbeglei- 
tete minderjährige Fremde: 

- Sozialpädagogisches Konzept, wel- 
ches durch die MA 11 geprüft und ge- 
nehmigt ist 

- Bescheid zur Inbetriebnahme des 
Standortes durch die Aufsichtsbe- 
hörde (MA 11) 

 
Finanzielle und wirtschaftliche Leis- 
tungsfähigkeit, Rahmenbedingungen 

 
h) Gültige, detaillierte Kalkulation der ge- 

förderten Leistung für das laufende 
Geschäftsjahr 

 
i) Darstellung der Verhältnisse in Bezug 

auf die Verrechnung der Umsatz- 
steuer 

 
j) Rücklagen und Rückstellungen 

 
k) Letzter Jahresabschluss inkl. Erläute- 

rung und Prüfbericht 
 

l) Darstellung der Eigentumsverhältnisse 
 

8.2.2. Die Anerkennung kann für höchs- 
tens 12 Monate, im Fall, dass die Bun- 
desregierung im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuss des Nationalrates mit 
Verordnung gem. § 62 AsylG 2005 idgF 
Fremden, die anderweitig keinen Schutz 
finden (Vertriebene), ein vorübergehen- 
des Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet 
gewährt, für höchstens 24 Monate, aus- 
gesprochen werden. 

 
8.2.3. In Abweichung zu Punkt 8.4 ver- 

pflichtet sich die anerkannte Einrichtung 
jedenfalls die vom Bundesministerium 
für Inneres veröffentlichen „Mindest- 
standards betreffend die Unterbringung 
in der Grundversorgung in Österreich“ in 
der jeweils geltenden Fassungin best- 
möglicher Form umzusetzen. 

 
 

8.3. Meldungen und Dokumentation 
 

Die Betreiberin/der Betreiber von anerkann- 
ten Einrichtungen ist verpflichtet, 

- nach Abschluss des Betreuungsver- 
trages zwischen der Kundin/dem 
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Kunden und der Betreiberin/dem Be- 
treiber diesen auf Anfrage an den 
FSW zu übermitteln 

 
- regelmäßig Berichte über die geförder- 

ten Leistungen an den FSW zu übermit- 
teln. Die Berichte haben insbesondere 
Aufnahme- und Entlassungsdatum so- 
wie Abwesenheiten unter Einfügung des 
Grundes zu beinhalten. Details werden 
im Zuge der Anerkennung mit dem FSW 
vereinbart. 

 
- zur Übermittlung von regelmäßigen Mel- 

dungen über die Verfügbarkeit von freien 
Plätzen der geförderten Leistungen an 
den FSW, aufgeschlüsselt nach den in 
Punkt 8.1.2. lit.b genannten Personen- 
gruppen 

 
- die vom FSW zur Verfügung gestellte 

Software zur Dokumentation der Leistun- 
gen undder Anwesenheit der KundInnen 
zu verwenden bzw. eine Schnittstelle zu 
ihren Systemen zu veranlassen 

 
- dem FSW geplante Medienkontakte 

mindestens einen Werktag im Vorhinein 
zu melden und hierzu getroffene Verein- 
barungen zu berücksichtigen 

 
- dem FSW ungeplante Medienkontakte 

unverzüglich zu melden 
 

- dem FSW Gewaltdelikte, Polizeieinsätze 
oder sonstige in seiner Wohneinrichtung 
verübte Straftaten, die Häufung von Be- 
schwerden von oder gegen unterge- 
brachte Personen und alle sonstigen be- 
sonderen Vorkommnisse unverzüglich 
zu melden. 

 
 

8.4. Qualitätssicherung 
 

Die anerkannte Einrichtung verpflichtet sich, die 
vom Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen 
gemeinsam mit dem FSW definierten Qualitäts- 
leitlinien der Wiener Flüchtlingshilfe sowie die 
vom Bundesministerium für Inneres veröffentli- 
chen „Mindeststandards betreffend die Unter- 
bringung in der Grundversorgung in Österreich“ 
in der jeweils geltenden Fassung in bestmögli- 
cher Form umzusetzen. Darüber hinaus kön- 
nen auch vom FSW Qualitätsstandards vorge- 
geben  werden,  die  von  den  anerkannten 

Einrichtungen umzusetzen sind. 
 
 

8.5. Qualitätskontrolle und Überprü- 
fung der Verwendung der aus- 
bezahlten Fördermittel 

 
Mit der Anerkennung verpflichtet sich die Be- 
treiberin/der Betreiber der anerkannten Ein- 
richtung, den FSW aktiv beider Qualitätskon- 
trolle zu unterstützen und alle notwendigen 
Unterlagen nach Aufforderung an den FSW zu 
übermitteln. 

 
Der FSW sowie von diesem beauftragte Per- 
sonen sind berechtigt, die anerkannte Einrich- 
tung unangemeldet zu überprüfen, sich von 
den anwesenden KundInnen einen persönli- 
chen Eindruck zu verschaffen, die Leitung der 
anerkannten Einrichtung und das Betreuungs- 
personal zubefragen sowie Einsicht in die rele- 
vanten Dokumentationen zu nehmen. 

 
Bei der Überprüfung hat der FSW auf die Er- 
fordernisse des Betriebs der anerkannten Ein- 
richtung Bedacht zu nehmen. 

 
Der FSW sowie von diesem beauftragte Per- 
sonen sind jederzeit berechtigt, die Zweck- 
und Ordnungsmäßigkeit hinsichtlich der Ver- 
wendung der Fördermittel zu überprüfen. 

 
 

9. Verrechnung der zuerkannten 
Fördermittel 

 
Die Betreiberin/der Betreiber der anerkannten 
Einrichtung legt dem FSW regelmäßig Aus- 
weise der erbrachten Leistungen für die geför- 
derten Personen vor. 

 
Der FSW begleicht auf Grundlage dieser Leis- 
tungsausweise die bewilligten Kosten für die 
geförderte Leistung an die anerkannte Ein- 
richtung. Die Abwicklung (Höhe, Fristen und 
Akonti) ist mit der Betreiberin/dem Betreiber 
deranerkannten Einrichtung schriftlich zu ver- 
einbaren. 

 
Details zur Abrechnung sind der Ergänzenden 
Spezifischen Richtlinie zur Abrechnung von 
subjektgeförderten Leistungen der Wiener 
Flüchtlingshilfe zu entnehmen. 
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10. Inkrafttreten 
 

Die Spezifische Förderrichtlinie für Leistungen 
der Wiener Flüchtlingshilfe wird durch Be- 
schluss des Kuratoriums des FSW mit Wirk- 
samkeit 1.5.2022 in Kraft gesetzt. 
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